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EU-Ratspräsidentschaft II

Zehn Prüfsteine für Irland
�� Das� Europäische� Umweltbüro� (EEB)

hat�Ende�Dezember�seine� traditionellen�
zehn�grünen�Prüfsteine�für�die�neue�EU-
Ratspräsidentschaft�veröffentlicht.�Anhand�
dieser�„10�Green�Tests“�will�es�die�umwelt-
politische�Arbeit�der�irischen�Präsident-
schaft�bis�Ende�Juni�beurteilen.

Das�EEB�sieht�die�Ratspräsidentschaft�
vor�allem�bei�den�großen�Debatten�und�
Reformen� in� der� Pflicht.� So� seien� ein�
Richtungswechsel� der� Reform� der� Ge-
meinsamen�Agrarpoltitik�sowie�die�Öko-
logisierung� des� EU-Budgets� dringend�
geboten.�Außerdem�müsse�dem�Wunsch�
nach� einer� neuen� EU-Nachhaltigkeits-
strategie� Ausdruck� verliehen� werden.�
Weitere�zentrale�Baustellen�für�die�Prä-
sidentschaft�im�Umweltbereich�sind�aus�
Sicht�des�EEB�der�Erhalt�der�europäischen�
Fischbestände,�die�Themenbereiche�Kli-
mawandel�und�Energieeffizienz�sowie�die�
Annahme� eines� ambitionierten� 7.� Um-
weltaktionsprogramms.�

Auch�stehen�der�Schutz�der�Bevölke-
rung�vor�gefährlichen�Chemikalien,�Luft-
reinhaltung,� die� adäquate� Finanzierung�
von�Natura�2000�sowie�Transparenz�und�
Rechenschaft�auf�der�Agenda.�Für�proble-
matisch�hält�das�EEB�die�Entwicklung,�dass�
in�den�letzten�Jahren�nur�die�Wirtschaft�im�
Vordergrund� stand� und� Umweltthemen�
keine�Priorität�eingeräumt�wurde.

Die�irische�Ratspräsidentschaft�selbst�
sieht� eine� Einigung� mit� dem� Parlament�
auf� das� 7.� Umweltaktionsprogramm� in�
erster�Lesung�als�wichtigsten�Umweltpunkt�
ihrer�sechsmonatigen�Amtszeit.�Auch�will�
sie�Schlussfolgerungen�zur�neuen�Strategie�
zur�Anpassung�an�den�Klimawandel�ver-
abschieden,�die�die�Kommission�im�März�
vorlegen�will.�

Die�Umwelträte�sind�auf�den�21.�März�
und�18.�Juni�datiert,�das�informelle�Um-
welt-Ministertreffen�findet�am�22.�und�23.�
April�gemeinsam�mit�den�Energieminis-
tern�statt.�� [bv]

 X www.eu2013.ie
 X www.kurzlink.de/prog-irische-ratspr (pdf)
 X www.kurzlink.de/eeb10greentest-irish

Das Spiel mit emissionsgutschriften in europa: verspielt?

im November 2012 veröffentlichte die eU-kom-
mission einen Bericht zum Stand des europäischen 
kohlenstoffmarktes. Demnach ist das europäischen 
emissionshandelssystem (eU-etS) mit zwei milli-
arden emissionsgutschriften überversorgt. Außer 
emissionsgutschriften, die zu Beginn des eU-etS 
gratis verteilt wurden, gibt es emissionsgutschrif-
ten von internationalen klimaprojekten, die emissi-
onen in entwicklungsländern durch den sogenann-
ten mechanismus für saubere entwicklung (clean 
Development mechanism – cDm) reduzieren. 
europäische industrieanlagenbetreiber können 
etwa die hälfte ihrer reduktionsverpflichtungen 
mit diesen angekauften emissionsgutschriften 
begleichen. laut dem kommissionsbericht sind 
cDm-emissionsgutschriften für drei Viertel des 
Überschusses verantwortlich. 

Dieser Überschuss hat den preis pro tonne co2 in den 
keller getrieben. Um zu verhindern, dass das emissi-
onshandelssystem unter diesem Druck zusammen-
bricht, hat die kommission in dem Bericht sowohl 
sofortige als auch langfristige strukturelle maßnah-
men vorgeschlagen. obwohl es im Bericht heißt, ab 
2020 den Zugang zu internationalen Zertifikaten 
ganz abzuschaffen, gibt es keine Überlegungen, 
den Zugang ab sofort einzuschränken.

Dies ist bedenkenswert, denn der Überschuss von 
internationalen emissionsgutschriften senkt nicht 
nur die preise, sondern untergräbt auch europäische 
klimaziele, wenn die „echtheit“ der emissionsmin-
derungen nicht garantiert werden kann. ein kürz-
lich veröffentlichter Bericht des sogenannten „high 
level policy Dialogue panel des clean Development 
mechanism (cDm)“ kommt zu dem Schluss, dass bis 
2020 mehr als drei milliarden emissionsgutschriften 
von projekten stammen werden, die gar keine emis-
sionen reduzieren. Der Großteil der fragwürdigen 
Zertifikate stammt von wasser-und windkraftwer-
ken, die allein für 1,3 milliarden emissionsgutschrif-
ten verantwortlich sind. 

Der cDm policy Dialogue-recherchebericht stellt 
erhebliche mängel bei cDm projekten fest, die aus 

Stromerzeugung genug Gewinn erwirtschaften 
können, um lukrativ zu sein. Außer wind-und was-
serkraft sind von diesem problem hauptsächlich 
erdgas und kohleprojekte betroffen. Derartige pro-
jekte werden den prognosen zufolge über die hälf-
te aller emissionsgutschriften bis 2020 erhalten.

Beim 19. klimagipfel der Vereinten Nationen in 
Doha 2012 waren die internationalen politiker nicht 
bereit, diese probleme anzugehen. im Gegenteil, 
der cDm-exekutivrat bestätigte kürzlich die Unter-
stützung für den Bau von neuen kohlekraftwerken. 
Sechs kohleprojekte wurden bereits registriert und 
werden in den nächsten 10 Jahren rund 90 millio-
nen unverdienten emissionsgutschriften erhalten. 

trotz der warnungen von anerkannten wissen-
schaftlern schweigt die eU-kommission. Andere 
länder, die auch emissionshandelssysteme ein-
führen, haben schon maßnahmen ergriffen: Neu-
seeland kündigte an, emissionsgutschriften von 
großen cDm-wasserkraftwerken nicht in ihrem 
System zuzulassen und Südkorea hat emissions-
gutschriften bis 2020 ganz ausgeschlossen.

eine entscheidung über den Überschuss mit emis-
sionsgutschriften wird derzeit sowohl in Brüssel 
als auch in den eU-mitgliedstaaten diskutiert. 
eine lösung darf nicht nur auf den Überschuss 
von emissionsgutschriften gerichtet sein, sondern 
muss auch die Qualität von emissionsgutschriften 
aus entwicklungsländern kritisch beleuchten. 
im Angesicht der politischen willenslosigkeit auf 
internationaler ebene ist es notwendig, dass sich 
die mitgliedstaaten zu wort melden und qualita-
tive einschränkungen von emissionsgutschriften 
fordern, um die ökologische integrität unserer 
klimaziele sicherzustellen.
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Viel zu viele emissionsgutschriften treiben die Preise für CO2 in den keller und 
untergraben die eu-klimaziele. Daher müssen die Mitgliedstaaten qualitative 
einschränkungen fordern, sagt eva Filzmoser von Carbon Market Watch.
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